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rung von A rbeitskräften Störun­
gen, dann ist dieser Anteil sogar 
gefährdet bzw. sinkt die Investi­
tionsrate j damit würde dann audi 
die langfristige W ehrhaftmadiung 
in Frage gestellt sein.

M onetäre G efahren
Hinsichtlich der m onetären Pro­

blematik, der Frage der Aufbrin­
gung des Verteidigungsbeitrages, 
bleibt zu bedenken, daß W est­
deutschland in seiner Grenzland­
situation und bei seinem gerüttel­
ten Maß an Inflationserfahrungen 
noch für lange Zeit als inflations­
gefährdet gelten muß. Eine Dis­
krepanz zwischen einem wachsen­
den Volkseinkommen und gerin­
geren Konsummöglichkeiten muß 
verm ieden werden, ebenso wie 
eine das Leistungsvermögen läh­
mende Kaufkraftabschöpfung. Die 
Stabilität der D-Mark in den letz­
ten Jahren und ihre steigende 
W eltgeltung sind nicht zuletzt dem 
ausgeglichenen Staatshaushalt und 
der konsequenten Politik der Bank 
deutscher Länder zu verdanken. 
Eine einheitliche Verrechnungs­
grundlage aller beteiligten N atio­
nen wäre für den W ehrbeitrag 
genau so wie für den Schumanplan 
zweckmäßig. Dieses würde aber 
eine einheitliche W ährungspolitik 
erfordern, die sich z. B. für Frank­
reich kaum durchführen läßt.

Die hier aufgezeigten wirtschaft­
lichen Konsequenzen eines w est­
deutschen Verteidigungsbeitrages 
zeigen eindeutig die Größe der 
Aufgabe und die für ihre Lösung 
erforderliche Härte. (Rp)

Wege, die zum Ziele führen . . .

Es mögen mancherlei W ege zum Ziele führen — manche behaupten 
sogar, daß alle W ege nach Rom führen. Aber von den Wegen, die 

sich zu einem Ziele anbieten, mag der eine bequem er und länger, ein 
anderer beschwerlich und kurz erscheinen. Unbekannte Gefahren bergen 
sie alle.

Um zu einem politischen Ziel zu gelangen, stehen auch immer mehrere 
W ege offen. Da in der Politik mit den Erwägungen, Entscheidungen und 
Handlungen vieler zu rechnen ist, die auch einen bestimm ten W eg ver­
folgen, läßt sich nie Voraussagen, welcher der möglichen W ege mit größ­
ter Sicherheit zum eigenen Ziele führen kann. Und auch wenn wir auf 
einem eingeschlagenen W ege zum Mißerfolg gelangt sind, läßt sich durch­
aus noch nicht mit Gewißheit sagen, daß ein anderer W eg mit mehr Aus­
sicht zum Ziele geführt hätte. Denn dann w ären auch die Reaktionen der 
anderen anders gewesen. Der fatalistische Trost, der aus diesen Erwägun­
gen spricht, enthebt uns aber nicht der Aufgabe, mit großer Besonnenheit 
und nach bestem W issen und Gewissen, die Entscheidungen zu fällen, 
welcher von den gebotenen W egen der sicherste zu sein scheint.

Die Bundestagsdebatte zum W ehrbeitrag ließ in ihren Diskussionsreden 
nicht immer die Zurückhaltung und die besonnene Erwägung erkennen, 
die man bei einer so zentralen Frage hätte erw arten dürfen. Denn es ging 
ja  im Grunde genommen nicht um den W ehrbeitrag, sondern um die 
W ehrbeteiligung. Man hätte sich die Frage vorlegen sollen, ob es zweck­
mäßig ist, daß es in Deutschland innerhalb der beiden Zonen deutsche Sol­
daten gibt, die in den beiden gegnerischen Lagern in irgendeiner Form 
Dienst tun. Oder ob die Dringlichkeit, auch dieses in Kauf nehmen zu 
müssen, so groß ist, daß alle Bedenken beiseite geschoben werden müssen. 
W eder von der Regierungspartei noch von der Opposition wurde über 
diese Punkte eine befriedigende Argum entation geführt. Das w ar v ie l­
leicht auch insofern nicht nötig, weil der Entscheid der Abgeordneten ja  
vor der Debatte bereits vorlag. Mag man sich hierüber entscheiden, wie 
man will, so müßte man verlangen, daß die Entscheidung verantw ortungs­
bewußt von Persönlichkeiten erfolgt und nicht durch eine Parteidisziplin 
vorausbestimmt wird. Es w äre aber völlig falsch, den Kampf um die Ent­
scheidung von irgendeiner Seite zu fanatisieren. Eine fanatische Außen­
politik hat für uns noch nie gute Früchte getragen.

Eins kann man jedoch als sicher annehmen, daß von der Schnelligkeit 
unserer Entscheidung unsere eigene Sicherheit auf lange Zeit nicht ab- 
hängen wird. So bleibt uns Zeit zur Besonnenheit. Und wir dürfen ferner 
nicht vergessen, daß die amerikanische Konzeption nicht ganz die Kon­
zeption unserer europäischen Nachbarn ist. W ir brauchen eine eigene 
Außenpolitik, die unsere Interessen mit V orrang behandelt und versteht, 
unsere Interessen in die Interessen unserer Nachbarn einzubauen. W enn 
wir aus innerem Herzen Europa suchen, müssen wir nicht gerade damit 
anfangen, uns in Europa durch zu großen Eifer verdächtig zu machen, (sk)

Europa-Armee und ihre Finanzierung aus französischer Sicht
Paris, den 12. Februar 1952

Der Gedanke mag naheliegen, 
daß Frankreich kurz vor Tores­

schluß der Pariser Europaarmee­
konferenz die Saarfrage wieder ak­
tuell werden ließ, um durch den zu 
erw artenden heftigen deutschen 
W iderstand die Beteiligung deut­
scher M ilitärkontingente an der 
westlichen Verteidigung bis auf 
weiteres scheitern zu lassen. Das 
w ar jedoch nicht der Fall. Die Um­
wandlung des Hochkommissariats 
in Saarbrücken in eine diplomati­
sche Mission galt in den zuständi­
gen Kreisen als überfällig, da sie

aus psychologischer Rücksichtnahme 
auf Deutsdiland immer w ieder hin­
ausgeschoben worden war.

Dessen ungeachtet hat es Frank­
reich zweifellos mit dem deutschen 
W ehrbeitrag nicht sehr eilig. Zu­
mindest im politischen Unter­
bewußtsein denkt man an die Mög­
lichkeit einer Verständigung mit 
der Sowjetunion, die durch die Auf­
nahme Deutschlands in die atlanti­
sche Gemeinschaft nur erschwert 
werden könnte. Eine Rolle spielt 
ferner die eigene ungenügende 
Vorbereitung, für die man — mit 
Recht oder Unrecht — die lang­

samen amerikanischen W affenliefe­
rungen, wenigstens teilweise, ver­
antwortlich macht. Es entsteht dar­
aus in Paris die sehr häufig zu 
hörende Frage; weshalb die deut­
sche W iederaufrüstung überstürzen, 
wenn es doch Jahre dauern wird, 
bis die 43 für die Europaarmee vor­
gesehenen Divisionen mit den nöti­
gen Waffen ausgerüstet werden 
können, weshalb nicht erst die 
französischen und britischen Divi­
sionen verteidigungsfähig machen?

Finanzielle Erwägungen fallen 
aus begreiflichen Gründen gerade 
bei Frankreich, dessen Staatshaus­
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halt nur schwer vor Fehlbeträgen 
zu schützen ist, ebenfalls en t­
scheidend ins Gewicht. Stellt 
Deutschland die Zahlungen für den 
Unterhalt der auf seinem Boden 
stationierten alliierten Truppen ein, 
muß Frankreich aus eigenen Mit­
teln zusätzlich mindestens 100 Mrd. 
ffrs. aufbringen, während es ihm 
zur Zeit ernstlich Sorgen bereitet, 
wie es seine Steuerschraube für 
die noch fehlenden 50 Mrd. ffrs. 
seines eigenen Verteidigungspro­
grammes w eiter anziehen soll. Man 
ist zudem in sämtlichen Kreisen 
unabhängig von der Einstellung zur 
Europaarmee und der deutschen 
Remilitarisierung davon überzeugt, 
daß die Bundesrepublik ihren V er­
teidigungsbeitrag geringer ein­
schätzt, als es der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit Deutschlands ent­
spräche. Paris stützt sich auf alli­
ierte und nicht zuletzt am erikani­
sche Schätzungen, die bei dem 
augenblicklichen Steuersystem  einen 
Betrag von 13 Mrd. DM jährlich 
für durchaus tragbar halten. In der 
von Finanzminister Schäffer w äh­
rend langer Zeit verteidigten

Summe von 7 Mrd. DM sah man 
geradezu einen schlechten Scherz, 
und auch das zweite Angebot in 
Höhe von 9 Mrd. DM wurde nicht 
ernst genommen. Die Finanzfrage 
verwandelte sich so ziemlich schnell 
in eine neue Quelle des Mißtrauens.

Der französische Plan eines ge­
meinsamen europäischen M ilitär­
budgets blieb allerdings davon un­
berührt. ü b er diesen Punkt gab es 
während der gesamten Europa­
arm eeverhandlungen kaum eine 
ernstliche deutsch-französische Mei­
nungsverschiedenheit. Die Schwie­
rigkeiten gingen hauptsächlich von 
Belgien aus, das als wirtschaftlich 
und finanziell leistungsfähigstes 
Land in  den gemeinsamen W ehr­
fonds die relativ  höchste Quote 
einzahlen müßte und daher mit die­
ser Methode nicht einverstanden 
sein wollte. Für Frankreich hatte 
das gemeinsame Budget stets einen 
vorwiegend politischen H inter­
grund, denn es sollte den über­
nationalen Charakter der Europa­
armee bekräftigen und die Hand­
lungsfreiheit der einzelnen M it­
gliedstaaten einschränken. Finan­

ziell erhofft man sich davon ferner 
eine reibungslosere und ausgedehn­
tere Hilfe der USA. W ie weit man 
auf französischer Seite gewillt ist, 
die besonderen sozialen Lasten 
Deutschlands anzuerkennen, ist 
schwer zu sagen. Ganz allgemein 
lebt die französische W irtschaft in 
der sachlich unberechtigten Psy­
chose der eigenen sozialen Über­
belastung und ist daher selten be­
reit, die Argumente anderer Län­
der zur Kenntnis zu nehmen.

Auf ganz anderer Ebene ist der 
neuerdings immer deutlicher zu 
Tage getretene Wunsch gewisser 
französischer Industriegruppen nach 
einer baldigen Beteiligung Deutsch­
lands an der westlichen Verteidi­
gung zu erwähnen, weil man sich 
davon eine Schwächung der deut­
schen Konkurrenzfähigkeit auf den 
W eltm ärkten erhofft. Diese Kreise 
w ürden es als höchst peinlich emp­
finden, wenn Deutschland ungestört 
durch Rüstungsproduktion für den 
Export arbeiten könnte, während 
sie selbst aus militärwirtschaft­
lichen Gründen in ihrer Bewegungs­
freiheit eingeengt werden. (fr.)

Benelux wollen ihre Souveränität behalten
Den Haag, 10. Februar 1952 

W  eiche Erwägungen veranlassen 
die Beneluxstaaten zu ihrer Stel­
lungnahme, die das Zustandekom­
men einer Europa-Armee gefährdet? 
Im voraus sei bemerkt, daß hier 
allgemeinpolitische Überlegungen 
eine wichtigere Rolle als w irt­
schaftspolitische zu spielen scheinen.

Schon in der Ministerkonferenz 
der Beneluxstaaten vom 25. Ok­
tober 1951 waren viele Bedenken 
gegen die Tendenzen einer Europa- 
Armee laut geworden. Diese Be­
denken w aren sowohl politischer 
wie auch wirtschaftlicher und finan­
zieller N atur und kulm inierten in 
einer scharfen Ablehnung jeglicher 
„föderalen" Autonomie über die 
Armee*. Dieser Standpunkt stand 
also in vollem Gegensatz zu 
den Meinungen W estdeutschlands, 
Frankreichs und Italiens und kam 
bei den Pariser Verhandlungen 
deutlich zum Ausdruck.

Die Beneluxstaaten wünschten 
ursprünglich, daß jedes Land sein 
eigenes Kontingent der Europa- 
Armee finanzieren sollte. Eine Mil­

derung dieses Standpunktes, ohne 
jedoch dessen grundsätzlichen In­
halt preiszugeben, schien der Vor­
schlag Stikkers zu sein, daß es nur 
ein gemeinschaftliches Budget für 
adm inistrative Zwecke geben sollte. 
W eiter sollen, nach Ansicht der 
Beneluxstaaten, alle finanziellen 
Beiträge der Staaten von den 
Regierungen und Parlam enten fest­
gesetzt und genehmigt werden.

Abgesehen von den politischen 
Fragen ist es deutlich, daß die 
Niederlande, die sehr verarm t aus 
dem Krieg hervorgegangen sind, 
sehr darauf achten müssen, daß die 
finanziellen Anforderungen den 
Möglichkeiten und der Leistungs­
fähigkeit des Landes entsprechen. 
Diese sind aber bei der schwierigen 
wirtschaftlichen Lage nicht sehr 
groß. Die Nachkriegsprobleme, der 
W iederaufbau, der Export, die 
Ü berbevölkerung usw. reihen sich 
an die durch die Ausgabenpolitik 
der Regierung hervorgerufenen 
Spannungen.

Die Lage Belgiens ist wirtschaft­
lich etwas anders als die der

Niederlande. Bekanntlich geht es 
diesem Lande wirtschaftlich besser 
als seinen Nachbarn. W as aber die 
Außenwelt sich nicht genügend 
vergegenwärtigt, ist, daß sich in 
Belgien schon ein Konjunktur­
umschlag, oder vielleicht nur eine 
Konjunkturabschwächung, bem erk­
bar macht. W ie dem auch sei, auch 
die Belgier wollen -grundsätzlich 
und auf Grund praktischer Erwä­
gungen ihre Souveränität in den 
Budgetfragen behalten. Man be­
fürchtet ferner in Brüssel, daß bei 
einem Aufgehen des belgischen 
M ilitärbudgets in ein allgemein 
europäisches bestimmte Staaten die 
Möglichkeit erhalten würden, aus 
dem gemeinschaftlichen Fonds zu 
schöpfen, was sie nicht im Rahmen 
der EZU. erhalten können, ü b ri­
gens würde auch für Belgien die im 
Harrimanbericht geforderte Er­
höhung seines M ilitärbudgets um 
etwa 50 “/o die wirtschaftlichen Mög­
lichkeiten des Landes weit über­
treffen. Auch Belgien — sogar Bel­
gien, sagen die Nachbarn — hat 
finanzielle Schwierigkeiten. (-e-)
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